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ENERGIEPOLITIK

Dieter Schmitt

Ein konsensfähiges Kohlekonzept 
erfordert Kompromisse

Im Herbst letzten Jahres erteilte die Bundesregierung der sogenannten Kohle-Kommission 
den Auftrag, ein konsensfähiges Konzept für eine langfristige nationale Kohlepolitik zu 

erarbeiten. Inzwischen liegt der Bundesregierung das Ergebnis der Beratungen vor. 
Professor Dieter Schmitt, selbst Mitglied der Kohle-Kommission, erläutert die Vorschläge.

Von der Quadratur des Kreises war die Rede, als im 
Herbst letzten Jahres die Bundesregierung im Be­

nehmen mit den Revierländern der sogenannten Kohle- 
Kommission den Auftrag erteilte, „die Bundesregierung 
in der Erarbeitung einer konsensfähigen Konzeption für 
eine langfristige nationale Kohlepolitik im Rahmen der 
zukünftigen europäischen Energiepolitik zu beraten“ . 
Diese Charakterisierung schien mit Blick sowohl auf die 
Komplexität der Fragestellung und die Tragweite der Er­
gebnisse für alle Betroffenen als auch auf die Zusam­
mensetzung der Kommission durchaus gerechtfertigt: 
Immerhin galt es, die Auffassungen von nicht weniger 
als zehn Vertretern des Bergbaus, der Gewerkschaften, 
der Elektrizitätswirtschaft, der revierfernen und revier­
nahen Länder sowie der Energiewissenschaft zu koordi­
nieren. Die Kommission hat unter Leitung von Professor 
Paul Mikat ihre Beratungen (vorläufig) abgeschlossen 
und einen (Zwischen-) Bericht Ende März Bundeswirt­
schaftsminister Haussmann vorgelegt.

Trotz aller Unkenrufe ist es der Kommission gelungen 
-  und dies ist als außerordentlich wichtiges Ergebnis an­
zusehen in einer Reihe wesentlicher Fragen Einver­
nehmen zu erzielen. So hat sie übereinstimmend fest­
gestellt, daß

□  die Aufrechterhaltung eines Beitrages der deutschen 
Steinkohle zur Sicherstellung der Energieversorgung in 
der Bundesrepublik Deutschland als wünschenswert 
anzusehen ist;

□  hierfür gegebenenfalls auch in Zukunft ausreichend 
bemessene Subventionen bereitgestellt werden müs­
sen;

□  gleichzeitig jedoch das heutige Subventionsniveau 
signifikant gesenkt werden muß;

Prof. Dr. Dieter Schmitt, 49, ist Inhaber des Lehr­
stuhls für Energie-BWL der Universität-GH- 
Essen.
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□  als entscheidende Vorbedingung hierfür die Lei­
stungsfähigkeit des Bergbaus so zu steigern und sein 
Kostenniveau so zu senken ist, daß dieser langfristig 
wieder seine Versorgungsfunktion im Wettbewerb auf ei­
nem weitgehend liberalisierten Markt zu erfüllen ver­
mag;

□  der Steinkohlenbergbau in Zukunft streng nach un­
ternehmerischen Kriterien geführt werden soll, wobei im 
Rahmen eines im einzelnen noch zu entwickelnden Op­
timierungskonzeptes die Förderung lagerstättenorien­
tiert auf die kostengünstigsten Zechen zu konzentrieren 
ist und die einzelnen Zechen verstärkt in Wettbewerb zu­
einander treten, die Bergwerksgesellschaften jedoch 
gleichzeitig von sozial- und regionalpolitischen Aufga­
ben entpflichtet werden;

□  die einseitige Belastung des Energieträgers Strom 
mit Kosten der Kohlepolitik durch eine wettbewerbsneu­
trale Finanzierung im wesentlichen aus dem Bundes­
haushalt zu ersetzen ist;

□  die Kernenergie auch zukünftig einen wichtigen Bei­
trag zu einer kostengünstigen und zugleich ökologisch 
vertretbaren Stromerzeugung zu leisten hat.

Damit hat die Kommission ohne jeden Zweifel wich­
tige Eckwerte einer langfristig angelegten kohlepoliti­
schen Konzeption markiert.

Offene Fragen

Es konnte von der Kommission billigerweise jedoch 
nicht erwartet werden, daß sie im Rahmen der recht 
knapp bemessenen Zeit sämtliche in diesem Zusam­
menhang anstehenden Fragen im einzelnen abzuarbei­
ten in der Lage gewesen wäre. Hierin liegt gleichzeitig 
ein entscheidendes Problem: Häufig offenbart nämlich 
erst die Diskussion im Detail das ganze Ausmaß des 
Problems. So müssen die Finanzierungserfordernisse 
für die -  sicherlich von niemandem ernsthaft abgelehnte 
-  Sicherheit der Versorgung auch konkret befriedigt wer­
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den. Die Auffassungen über das vertretbare Maß an 
Subventionen und die Geschwindigkeit des Subven­
tionsabbaus dürften nicht nur im nationalen, sondern 
vor allem auch im internationalen Bereich weit divergie­
ren. Die Kriterien, nach denen das vorgesehene Opti­
mierungskonzept auszugestalten und eine Effizienz­
grenze für den deutschen Steinkohlenbergbau zu defi­
nieren sind, wollen noch entworfen, mehrheitsfähige 
Einzelheiten eines in diesem Zusammenhang erneut er­
forderlichen sozialverträglich ausgestalteten Anpas­
sungskonzeptes im politischen Raum durchgesetzt wer­
den.

Die Beantwortung vieler dieser Fragen hängt zweifel­
los in entscheidendem Maße von der Einschätzung der 
zukünftigen Entwicklung des Weltenergiemarktes, den 
Erwartungen, die an das Optimierungskonzept ge­
knüpft werden, sowie der Bewertung eines von der deut­
schen Steinkohle im Rahmen einer europäischen Ener­
giepolitik zu erbringenden Sicherheitsbeitrages sowie 
der hierfür in Kauf zu nehmenden Subventionen ab. 
Jede noch so „neutral“ zusammengesetzte Kommis­
sion wäre mit einer abschließenden Stellungnahme zu 
diesen Fragenkomplexen letztlich überfordert, da al­
leine ihre Zusammensetzung bereits weitgehend das Er­
gebnis determiniert. Hier ist vielmehr die Politik gefordert.

Angesichts dieser Sachlage kann es kaum überra­
schen, daß es trotz intensiver Bemühungen nicht gelun­
gen ist, Einigkeit innerhalb der Kommission über die 
letztlich alles überschattende Frage zu erzielen, näm­
lich die Größenordnung des weiterhin bestehenden An­
passungsbedarfs im deutschen Steinkohlenbergbau 
und -  hiermit unmittelbar verknüpft -  den hierbei grund­
sätzlich einzuschlagenden Weg, den Zeitrahmen sowie 
die Akzeptanz und die Finanzierung der verbleibenden 
Subventionslast. Die Auffassungsunterschiede in die­
sem zentralen Punkt waren so groß, daß sich eine Min­

Abbildung 1 
Importpreise und Ruhrkohlelistenpreis

DM/t

Jahre

— “  Im portkohle — Rohöl  — Ruhrkohle (L iste )

Importpreise in D M /t frei Grenze, ohne Zölle, Abgaben, Steuern. 
Q uelle: Statistisches Bundesamt
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derheit der Kommission aus Vertretern der Elektrizitäts­
wirtschaft, der Energieverbraucher und der Energiewis­
senschaft nicht in der Lage sah, dem von den Vertretern 
des Bergbaus, der Gewerkschaften sowie der Revier­
länder getragenen Mehrheitsvotum zu folgen.

Im Kern unterscheidet sich das Minderheitsvotum 
von der Mehrheitsmeinung dadurch, daß der für erfor­
derlich erachtete langfristige Subventionsabbau allein 
durch ein vom Bergbau vorzulegendes, am Ende stark 
von bergtechnischen statt von ökonomischen Gesichts­
punkten gekennzeichnetes Optimierungskonzept und 
einen lediglich marginalen Kapazitätsschnitt (von bisher 
geplanten 65 Mill. t Förderung im Jahre 1995 auf 55 Mill.t 
im Jahre 2005) für unrealistisch erachtet wird. Für die 
Bewältigung der Aufgabe, eine unter allen Betroffenen 
als national und international konsensfähig anzuse­
hende Lösung zu erarbeiten, ist es nach Meinung der 
Minderheitsgruppe vor allem zwingend erforderlich, die 
mit der Verfolgung dieses Konzeptes aufgeworfenen Ak­
zeptanz- und Finanzierungsaspekte explizit in die Be­
trachtung einzubeziehen. Nur durch einen wesentlich 
stärkeren Abbau nachhaltig unwirtschaftlicher Zechen­
kapazität (auf 35 - 40 Mill. t im Jahre 2005), die Aus­
schöpfung aller geltenden Rationalisierungsmöglichkei­
ten und -  als entscheidenden Hebel h ie rfür-d ie  Eröff­
nung von Wettbewerb zwischen den einzelnen Zechen 
seien die Kosten so stark zu senken, daß hierdurch die 
Subventionen auf ein auch international akzeptables Ni­
veau reduziert und gleichzeitig die Belastung des Haus­
halts in vertretbaren Grenzen gehalten werden könnten.

Begründung

Trotz erheblicher Anstrengungen und durchaus nicht 
zu bestreitender Erfolge bei der Anpassung und Um­
strukturierung des deutschen Steinkohlenbergbaus ist 
es in den vergangenen Jahrzehnten nicht gelungen, die 
Wettbewerbsposition dieses Wirtschaftszweiges ent­
scheidend zu verbessern. Die wesentlich günstigeren 
Angebotsbedingungen der Konkurrenzenergieträger 
auf der einen Seite, Handling-Nachteile und in zuneh­
mendem Maße auch Umweltschutzprobleme sowie die 
im Vergleich zum Weltmarkt außerordentlich ungünsti­
gen Lagerstättenbedingungen sowie das hohe Lohn­
end Lohnneben-) kostenniveau auf der anderen Seite 
zeichnen hierfür verantwortlich.

In den letzten Jahren hat sich die Schere zwischen 
Weltmarktpreisen und inländischen Förderkosten sogar 
erneut weiter geöffnet (vgl. Abbildung 1). Derzeit liegt 
der durchschnittliche inländische Kostenpreis für deut­
sche Steinkohle ab Zeche rund dreimal so hoch wie der 
Importkohlepreis frei deutsche Grenze (rund 260 zu 100
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DM/t). Dabei bestehen zwischen den Schachtanlagen 
zum Teil erhebliche Kostendifferenzen. Liegen die gün­
stigsten Zechen bei lediglich knapp über 180 DM/t, so 
weisen die ungünstigsten Anlagen Kosten in Höhe von 
nahezu 400 DM/t auf. Hierdurch bedingt wird alleine im 
Zuge des derzeit laufenden Anpassungsprozesses mit 
dem bis Mitte der 90er Jahre die Förderung um etwa 
15% auf rund 65 Mill. t durch die Schließung unrentabler 
Anlagen reduziert werden soll, eine Senkung der Durch­
schnittskosten (in Preisen von 1988) von knapp 260 auf 
nur noch etwas über 240 DM/t erwartet. Eine Art Ange­
botskurve für deutsche Steinkohle mit Auflistung ihrer 
derzeitigen Kosten für die Förderung des Jahres 1988 
und das 1995 erwartete Förderniveau zeigt Abbildung 2.

Grundsätzliche Unterlegenheit

Es ist jedoch -  abgesehen von diesem „negativen“ 
Rationalisierungseffekt -  nicht davon auszugehen, daß 
sich an der grundsätzlichen Unterlegenheit der deut­
schen Steinkohle gegenüber ihren relevanten Wettbe­
werbern auf absehbare Zeit Grundlegendes ändert. 
Zwar ist nicht auszuschließen, daß sich auf den Welt­
märkten mit einer weiterhin steigenden Nachfrage und 
durch Übergang auf weniger günstige Lagerstätten die 
Preise gegenüber heute etwas festigen. Hierbei ist je­
doch zu berücksichtigen, daß weltweit -  bezogen auf 
den derzeitigen Verbrauch -  außerordentlich hohe, re­
gional breit gestreute Kohlenvorräte vorhanden sind, 
die zu nur einem Bruchteil der in der Bundesrepublik zu 
verzeichnenden Kosten erschlossen werden können. 
Sie liegen zu einem erheblichen Teil in industrialisierten 
Ländern, bei denen der Zugang zu diesen Lagerstätten 
als weitgehend offen anzusehen ist und ein intensiver 
Wettbewerb herrscht. Dies gilt nicht zuletzt für die USA, 
denen auf dem Kohlemarkt auf absehbare Zeit die Funk­
tion eines Swing-Suppliers zukommt.

Selbst steigende Förderkosten in den wichtigsten Ex­
portrevieren würden in ihrer Bedeutung jedoch durch 
den Umstand relativiert, daß die Kosten frei deutsche 
Grenze -  je nach Provenienz -  zum Teil zu über 50% 
von Binnen- und Hochseetransportkosten bestimmt 
werden, bei denen noch erhebliche Rationalisierungs­
potentiale unterstellt werden können (vgl. Abbildung 3). 
Die Lagerstättenbedingungen dürften sich in der Bun­
desrepublik in Zukunft dagegen eher verschlechtern, 
die Arbeitskosten weiter steigen. Daher ist allenfalls mit 
einer gewissen Reduzierung, realistisch gesehen je­
doch kaum mit einer Eliminierung der Wettbewerbs­
nachteile der deutschen Steinkohle zu rechnen.

War es schon in der Vergangenheit lediglich möglich, 
mit massiven -  im Zeitablauf sich sogar verstärkenden -

staatlichen Eingriffen den Anpassungsdruck, dem sich 
die deutsche Steinkohle auf allen ihren Absatzmärkten 
nunmehr seit über drei Jahrzehnten gegenübersieht, 
aufzufangen und einen ansonsten zu befürchtenden 
steilen Absturz der Förderung zu verhindern, so ist auch 
für die mittelfristige Zukunft die Notwendigkeit eines be­
trächtlichen energiepolitischen Flankenschutzes vor­
programmiert.

Die Bundesregierung sieht sich inzwischen jedoch 
zunehmendem Druck gegenüber, ihr bisheriges kohle­
politisches Konzept grundsätzlich zu reformieren. Mas­
sive Kritik wird in diesem Zusammenhang nicht nur sei­
tens der Kohleexporteure, die sogar mit Retorsionsmaß­
nahmen gegen deutsche Industriegüter auf dem Welt­
markt drohen, sowie der auf den Abbau von Wettbe­
werbsverzerrungen im Interesse der Binnenharmonisie­
rung drängenden EG-Kommission geäußert, sondern 
auch seitens der mit hohen Energiekosten belasteten 
deutschen Wirtschaft und der revierfernen Länder, die 
sich bzw. ihre Energieverbraucher zumindest zum Teil um 
die Früchte des Kernenergieausbaus gebracht sehen.

Abbildung 2 
Gewichtete durchschnittliche 
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Abbildung 3 
Steinkohlekosten 1988
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Die massiven Markteingriffe und die damit verbun­
dene Beschränkung des unternehmerischen Entschei­
dungsspielraums, die Beeinträchtigung der internatio­
nalen Wettbewerbsfähigkeit und nicht zuletzt die inzwi­
schen auf fast 11 Mrd. DM pro Jahr angestiegenen Sub­
ventionen (dies entspricht fast 2/3 des gegenwärtigen 
Preises frei Zeche oder jährlich nahezu 70 000 DM pro 
im Bergbau Beschäftigten) werden trotz der unbestreit­
baren Stabilisierungsfunktion, die der Bergbau derzeit 
vor allem in Regionen der Kohlenreviere mit hoher Ar­
beitslosigkeit erfüllt, als nicht länger vertretbare Bela­
stung für die Volkswirtschaft angesehen. Gleichzeitig ist 
zu befürchten, daß der Einsatz von Steinkohle in beson­
derem Maße von COz-Reduktionsstrategien betroffen 
wird, die für die Zukunft angesichts der sich immer mehr 
intensivierenden Klimadiskussion alles andere als aus­
zuschließen sind.

Der Sicherheitsbeitrag

Oberste Zielsetzung eines auch langfristig als tragfä­
hig anzusehenden kohlepolitischen Konzeptes muß 
sein, den deutschen Steinkohlenbergbau nach einer 
vernünftig bemessenen Übergangszeit in die Lage zu 
versetzen, seine versorgungspolitische Aufgabe-allen­
falls von gewissen, jedoch gegenüber heute deutlich ge­
ringeren politischen Hilfen flankiert -  im Wettbewerb zu 
erfüllen. Angesichts der Kostenstruktur des deutschen 
Steinkohlenbergbaus und der auch längerfristig zu er­
wartenden Weltmarktpreise muß davon ausgegangen 
werden, daß auf absehbare Zeit auch die besten deut­
schen Schachtanlagen nicht mit Importkohle zu konkur­
rieren vermögen, so daß ein vollständiger Abbau der be­
stehenden Kohleschutzmaßnahmen voraussichtlich so­
fort zu einer völligen Aufgabe der deutschen Steinkoh­
lenförderung zwingen würde. Eine solche Entwicklung 
ist aus folgenden Gründen nicht zu befürworten:

Der Sicherheitsbeitrag der deutschen Steinkohle 
dürfte zwar unterschiedlich hoch veranschlagt, insge­
samt jedoch kaum grundsätzlich bestritten werden. 
Hierbei ist aber zu berücksichtigen, daß sich die prinzi­
piell auch bei Importkohle nicht auszuschließenden Ver­
sorgungsrisiken -  etwa im Vergleich zum Mineralöl -  bei 
weitem nicht so gravierend darstellen. Eine nennens­
werte Preis- und Mengenpufferfunktion des deutschen 
Steinkohlenbergbaus scheidet angesichts der produk­
tionstechnisch bedingt geringen Flexibilität dieses Wirt­
schaftszweiges, der unvertretbar hohen Kosten einer 
Vorhaltung von Reservekapazität und der dominieren­
den Preisführerfunktion des Weltmarktes aus. Aus öko­
nomischer Sicht ist daher für die Abgeltung des Sicher­
heitsbeitrags der deutschen Steinkohle prima facie al­
lenfalls eine Sicherheitsprämie zu rechtfertigen, die sich

an den vermiedenen Kosten einer alternativen Lage­
rung von Importkohle orientieren würde und die größen­
ordnungsmäßig in Höhe von vielleicht 20 bis 25 DM/t an­
zusetzen wäre. Dabei handelt es sich um Opportunitäts­
kosten, die sich aus dem Verzicht auf Nutzung einer 
ähnlich zu bewertenden Sicherungsstrategie über eine 
hier mit zwei Jahren veranschlagte Lagerung von Im­
portkohle ergeben. Ein solches Vorgehen würde jedoch 
möglicherweise dem aus übergeordneten Erwägungen 
zu akzeptierenden Beitrag der heimischen Steinkohle 
für eine sichere und stets ausreichende sowie preisgün­
stige Energieversorgung nicht gerecht. Daher kommt 
statt dessen, was die Aufrechterhaltung deutscher 
Steinkohlenförderung angeht, gegebenenfalls die Defi­
nition eines „Sicherheitssockels“ als Bemessungs­
grundlage für eine auch mittelfristig aus gesamtwirt­
schaftlichen Gründen zu rechtfertigende Subventionie­
rung in Frage.

Dies wird auch von der EG-Kommission grundsätz­
lich akzeptiert. Sie ist allerdings der Auffassung, daß 
sich dieser Sicherheitssockel im Bereich der Elektrizi­
tätserzeugung auf nicht mehr als 15% des gesamten 
Brennstoffeinsatzes in Kraftwerken belaufen sollte. 
Dies entspricht auf Basis der Anfang des nächsten Jahr­
zehnts zu erwartenden Energieverbrauchsrelationen 
(einschließlich des aus der Wiedervereinigung resultie­
renden Effektes) einer aus Sicherheitserwägungen vor­
zuhaltenden und zu subventionierenden Steinkohlenför­
derung von etwa 22 Mill. t. Für den Fall, daß über das 
Jahr 1997 keine Genehmigung für eine auch nur in etwa 
mit der heutigen Regelung vergleichbare Subventionie­
rung von Kokskohle für die Stahlindustrie erteilt wird, 
entspräche der „Verstromungssockel“ dann in etwa 
auch lediglich dem Niveau, auf dessen Subventionie­
rung der deutsche Steinkohlenbergbau mittelfristig 
rechnen könnte und auf das er gegebenenfalls zurück­
gefahren werden müßte.

Übergeordnete Gründe

Aus sozial- und regionalpolitischen Gründen kann ein 
kohlepolitisches Anpassungskonzept sozialverträglich 
jedoch nur über einen ausreichend lang bemessenen 
Zeitraum abgewickelt werden. Dies bedeutet, daß inner­
halb eines wirtschaftspolitisch relevanten Zeitraums 
von 10-15 Jahren etwa bis zum Jahre 2005 ohne Inkauf­
nahme gravierender Friktionen über die derzeitige An­
passungsrunde hinaus nur noch in begrenztem Maße 
weitere Förderkapazität stillgelegt werden kann.

Die genaue Höhe der aus übergeordneten Gründen 
langfristig aufrechtzuerhaltenden und der hierfür bereit­
zustellenden Subventionen sowie Ausmaß und zeitli-
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eher Verlauf notwendiger Anpassungsprozesse können 
nur im politischen Meinungsbildungsprozeß bestimmt 
werden. Und dies auch nur auf Basis einer Reihe zentra­
ler Annahmen, so vor allem über den zukünftigen Ver­
lauf der Weltmarktpreise, die Kostenentwicklung im 
deutschen Steinkohlenbergbau bzw. die durch Förder­
reduzierung und Optimierung der Förderung erschließ­
baren Kostensenkungspotentiale, die Bedeutung und 
Bewertung der von einer Aufrechterhaltung bzw. Schlie­
ßung von Zechenkapazität ausgehenden Implikationen 
auf gesamtwirtschaftliche Ziele und anderes mehr. 
Ohne einem solchen Entscheidungsprozeß vorgreifen 
zu wollen, scheint für die Minderheitsgruppe folgender 
Sachverhalt unbestreitbar:

Für eine nachhaltige als notwendig erachtete Redu­
zierung der Subventionslast ist es einmal erforderlich, 
die Steinkohlenförderung auf die langfristig kostengün­
stigsten Anlagen zu konzentrieren und zusätzlich sämtli­
che gebotenen Rationalisierungsmöglichkeiten auch in­
tensitätsmäßiger sowie zeitlicher Art auszuschöpfen. 
Darüber hinaus wird es sich jedoch als unvermeidbar er­
weisen, die Gesamtförderung auf ein Niveau zu reduzie­
ren, für dessen nach wie vor erforderliche Subventionie­
rung Mehrheiten im anstehenden nationalen politischen 
Entscheidungsprozeß erwartet werden können und die 
auch für die EG akzeptabel wären.

Das Mehrheitskonzept

Das Mehrheitskonzept, das lediglich eine geringfü­
gige Anpassung der Fördermenge vorsieht und diese 
Menge letztlich als Fördergarantie versteht und damit 
auch den Optimierungsgedanken von vornherein ent­
scheidend beschneidet, verfehlt deshalb letztendlich 
den der Kommission erteilten Auftrag, eine national wie 
international konsensfähige Lösung des Kohlepro­
blems einschließlich der Frage der Finanzierbarkeit zu 
entwerfen.

□  Die Verlagerung der kohlepolitischen Lasten im we­
sentlichen auf den Bundeshaushalt ist vom Ansatz her 
zweifellos zu begrüßen, in der voraussichtlich erforderli­
chen Höhe bei Realisierung des Mehrheitskonzeptes je­
doch ohne gleichzeitige entschiedene Begrenzung 
kaum als akzeptabel anzusehen. Abgesehen von der 
Tatsache, daß jede Subvention vor dem Hintergrund der 
letztlich hiermit verknüpften Kosten-/Nutzenrelationen 
und auch nicht ohne Berücksichtigung der Interessen 
des Steuerzahlers zu legitimieren ist, dürften auf den 
Bundeshaushalt auf absehbare Zeit beträchtliche Bela­
stungen im Zuge des deutschen Einigungsprozesses 
zukommen. Eine entsprechende Ausgabenkürzung an 
anderer Stelle dürfte nach aller Erfahrung vor allem

auch angesichts der anstehenden Größenordnung uto­
pisch sein, neue (Energie-?) Steuern zur Kohlefinanzie­
rung auf breite Ablehnung stoßen.

□  Das Mehrheitskonzept unterschätzt auch die Not­
wendigkeit, national wie international verträgliche Rege­
lungen der Kohlefrage zu entwickeln. Ein gemeinsamer 
Binnenmarkt kann die deutsche Kohle nicht explizit aus­
klammern. Die Bundesrepublik sähe sich der wachsen­
den Gefahr von handelspolitischen Retorsionsmaßnah­
men ausgesetzt, wenn sie Drittländern weiterhin fak­
tisch den Zugang zum deutschen Kohlemarkt versper­
ren würde. Auch scheint eine Lösung ohne Berücksichti­
gung des politischen Widerstandes der revierfernen 
Länder gegen eine einseitige Dauersubventionierung 
der deutschen Steinkohle auf unvertretbar hohem Ni­
veau langfristig kaum durchsetzbar.

□  Das Mehrheitskonzept garantiert schließlich langfri­
stig ein Förderniveau, das auch unter Einbeziehung der 
Erfordernisse der DDR versorgungspolitisch nicht gebo­
ten ist. Der Beitrag der Kohle zur Versorgung und zur 
Versorgungssicherheit muß in Zukunft im übrigen we­
gen der zu verzeichnenden strukturellen Veränderun­
gen, der C 02-Problematik und der zunehmenden Euro- 
päisierung der Energiemärkte neu definiert werden. Si­
cherheit der Versorgung, die der deutsche Steuerzahler 
finanziert, deren Vorteile im Krisenfalle aber europä­
isiert werden, verliert ihren Sinn.

Ein konsensfähiges Langfristkonzept?

Unter Berücksichtigung dieser Überlegungen schlägt 
die Minderheitsgruppe in der Kohlekommission eine ih­
rer Auffassung nach finanzierbare, national und interna­
tional konsensfähige und damit allein realistische Kohle­
konzeption vor. Sie baut auf auf der doppelten Hebelwir­
kung

□  einer Optimierung der Förderung durch Verlagerung 
auf die nachhaltig kostengünstigsten Anlagen im Wett­
bewerb stehender selbständiger Zechengesellschaften 
und

□  der substantiellen Stillegung dauerhaft unrentabler 
Kapazitäten.

Hierbei wird nicht einem kohlepolitischen Kahlschlag 
das Wort geredet und etwa gefordert, den deutschen 
Steinkohlenbergbau kurzfristig ungeschützt in den Wett­
bewerb zu entlassen, und zwar ohne Rücksicht auf die 
hiermit verbundenen Konsequenzen. Vielmehr wird vor­
geschlagen, als Sicherheitssockel auch nach Auslaufen 
des Jahrhundertvertrages, konkret zunächst bis zum 
Jahre 2005 für den Verstromungsbereich noch rund 25 
Mill. t an heimischer Kohle -  sofern erforderlich -  aus
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dem Bundeshaushalt zu subventionieren, und zwar in 
Höhe der jeweiligen Preisdifferenz zur Drittlandskohle, 
abgesehen von einem Selbstbehalt der Elektrizitätswirt­
schaft in Höhe der vermiedenen Lagerkosten für Import­
kohle (20 - 25 DM/t). Bei Fortsetzung der derzeitigen Hil­
fen für den voraussichtlich allerdings rückläufigen Koks­
kohleeinsatz würde dies immer noch einer langfristig zu 
subventionierenden Gesamtförderung in Höhe von 35 - 
40 Mill. t pro Jahr entsprechen. Auf Basis realistischer 
Annahmen über die mit einer Förderoptimierung und 
Stillegung nachhaltig unrentabler Schachtanlagen ver­
bundenen Kostensenkungseffekte einerseits (-10 % 
gegenüber 1995 auf ca. 210 DM/t), der langfristigen Ent­
wicklung des Weltmarktpreisniveaus (Anstieg um rund 
1/3) andererseits könnten hiermit jedoch die jährlichen 
Subventionen bis zum Ende des Beobachtungszeit­
raums drastisch reduziert werden, und zwar auf nur 
noch etwas mehr als 2 Mrd. DM gegenüber heute knapp 
11 Mrd. DM und 1995 immer noch vermutlich 8 Mrd. DM. 
Bei Realisierung des Mehrheitskonzeptes wäre demge­
genüber lediglich mit einem marginalen Abbau der Sub­
ventionen zu rechnen.

Aus sozial- und regionalpolitischen Gründen ist die­
ses kohlepolitische Optimierungskonzept sozialverträg­
lich über einen ausreichend lang bemessenen Zeitraum 
abzuwickeln und dem Bergbau sowie den im Bergbau 
Beschäftigten bindend vorzugeben. Hierzu bedarf es ei­
ner eindeutigen Definition des energiepolitischen Stel­
lenwertes der deutschen Steinkohle seitens der Politik, 
aber auch der energie-, finanz-, regional-, und vor allem 
sozialpolitischen Flankierung. Neben der Subventions­
garantie für einen Sicherheitssockel ist hier vor allem an 
eine degressiv zu staffelnde Anpassungssubvention in 
Höhe der Differenz zwischen Förderkosten und Welt­
marktpreis für die bis zum Jahre 2005 sukzessiv auf das 
Niveau des Sicherheitssockels sinkende Fördermenge 
zu denken. Daneben sind aber auch die Übernahme der 
Altlasten sowie gegebenenfalls nicht zu vermeidende 
Kostenremanenzen durch die öffentliche Hand sowie 
unterstützende sozial- wie regionalpolitische Hilfen 
durch die Revierländer ins Kalkül einzubeziehen. Wei­
tere dirigistische kohlepolitische Eingriffe werden so­
dann jedoch überflüssig.

Breite Lastenverteilung

Dieses Konzept ist durchaus nicht als Extremposition 
zu interpretieren. Im Interesse einer langfristig zwischen 
allen Betroffenen als konsensfähig anzusehenden Ent­
wicklung schließt es die Verfolgung von wirtschaftstheo­
retischen Idealmodellen von vornherein aus und kon­
zentriert sich statt dessen auf die Auffindung eines Kom­
promisses, der die Lasten möglichst breit verteilt, aber

auch die Realisierung wenigstens eines Teils der jeweili­
gen Zielvorstellungen der betroffenen Parteien sicher­
stellt.

□  Insgesamt wird nach diesem Konzept der Bundes­
haushalt allein im Anpassungszeitraum 1995 bis 2005 
mit Subventionserfordernissen in Höhe von rund 50 
Mrd. DM belastet. Am Ende des Beobachtungszeit­
raums zeichnet sich aber eine gesamtwirtschaftlich 
möglicherweise als vertretbar angesehene Subvention 
in einer Höhe von nur noch etwa einem Fünftel des heu­
tigen Niveaus ab. Gleichzeitig gewinnt die Bundesregie­
rung handels- und europapolitischen Handlungsspiel­
raum zurück und vermag sich aus der festgefahrenen 
kohlepolitischen Situation zu befreien. Ein solches lang­
fristig angelegtes Anpassungskonzept sollte auch im 
EG- Bereich als durchsetzbar angesehen werden, es 
könnte sogar dazu dienen, von den EG- Behörden ein 
größeres Entgegenkommen bei der Abwicklung des lau­
fenden Anpassungsprogramms bis 1995 zu erwirken.

□  Von der Elektrizitätswirtschaft wird die Übernahme 
eines -  allerdings durchaus auch betriebswirtschaftlich 
(„Sicherheitsmix“ ) zu begründenden —Selbstbehalts 
erwartet, sichert sie sich hiermit doch 20 % ihrer Brenn­
stoffbasis aus heimischen Quellen (zusammen mit 
Kernenergie, Braunkohle und Wasserkraft über 90 %!), 
gleichzeitig erfährt sie eine entscheidende finanzielle 
Entlastung gegenüber heute. Hierdurch werden nicht 
zuletzt die langfristig als unvertretbar anzusehenden 
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten vor allem der 
stromintensiven Industrie im europäischen Binnen­
markt abgebaut.

□  Vom deutschen Steinkohlenbergbau werden über 
1995 hinaus weitere Anpassungsprozesse, die baldige 
Einleitung eines an ökonomischen Kriterien orientierten 
Optimierungskonzeptes und die Verstärkung des Wett­
bewerbs zwischen den einzelnen Zechen erwartet. 
Hierfür bekommt er jedoch frühzeitig Signale und eine 
ausreichend lange Übergangszeit sowie erhebliche An­
passungshilfen eingeräumt. Er erhält eine verläßliche 
langfristige Perspektive bis ins nächste Jahrhundert 
und kann schließlich auf Basis eines energiepolitisch 
gestützten Sicherheitssockels wirtschaftlich gesundet 
in den Wettbewerb entlassen werden. Auch in Zukunft 
werden einem Teil der im Bergbau Beschäftigten erheb­
liche Anpassungsopfer abverlangt, diese werden je­
doch durch sozialpolitische Hilfen und durch eine regio­
nale Umstrukturierung abgefedert. Mit diesem Konzept 
kann aber vor allem am ehesten mit einer langfristigen 
Sicherung der im Bergbau verbleibenden Arbeitsplätze 
gerechnet werden -  und zudem im Zuge der Umstruk­
turierung des Reviers mit neuen, dauerhaft rentablen Ar­
beitsplätzen.
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